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Rede

von dem

FDP/DVP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring MdL

Stellvertretender Ministerpräsident

und Wirtschaftsminister

„Mit der FDP für den Wechsel sorgen!“

gehalten auf der Landesvertreterversammlung zu der Aufstellung der Landesliste der FDP/DVP Baden-Württemberg zu der Bundestagswahl 2002

am 8. Dezember 2002 in Pforzheim

Sperrfrist: 08.12.2002, 11.00 Uhr

Es gilt das gesprochene Wort!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

2002 wird ein gutes Jahr für uns Liberale!

2002 wird deshalb ein gutes Jahr, weil wir selbst die Voraussetzungen dafür geschaffen haben!

Wir haben nach einem schwierigen Jahr 1999, in dem die Partei und die Fraktion auf Bundesebene ihre Rolle in der Opposition finden mussten, wieder Tritt gefasst.

Wolfgang Gerhardt hat als Fraktionsvorsitzender dafür gesorgt, dass die FDP diese Rolle voll und erfolgreich angenommen hat. 

Der wirkliche Oppositionsführer in dem Deutschen Bundestag heißt Wolfgang Gerhardt, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, und er hat dafür unseren Respekt und unsere Anerkennung verdient !

Unser neuer Bundesvorsitzender Guido Westerwelle hat uns Freie Demokraten mit seiner Strategie der Eigenständigkeit zu neuem Selbstbewusstsein geführt.

Guido Westerwelle macht als Bundesvorsitzender einen hervorragenden Job und er kann sich auf unsere Unterstützung voll verlassen!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Gisela Frick und Klaus Kinkel werden nächstes Jahr nicht mehr für den Deutschen Bundestag kandidieren.

Ich bedauere dies zutiefst!

Aber ich habe vor beiden persönlichen Entscheidungen – so schmerzlich sie für uns alle und die Partei sind - hohen Respekt!

Mit Gisela Frick verliert die Bundestagsfraktion eine ausgewiesene Steuerexpertin, die so manchesmal Theo Waigel und Hans Eichel mit ihrer hoher Sachkompetenz in den Schatten gestellt hat.

Liebe Gisela, Stuttgart, die FDP und ich, wir werden Dich vermissen – Dir von Herzen alles Gute!

Mit Klaus Kinkel verliert die Bundestagsfraktion eine ihrer kräftigsten Stützen.

Der frühere Bundesjustizminister, Bundesaußen-minister und Vizekanzler war einer derjenigen, der dem Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Gerhardt stets loyal zur Seite stand und ganz entscheidend dafür gesorgt hat, dass die Fraktion so schnell ihre Oppositionsrolle angenommen hat.

Lieber Klaus Kinkel, Sie haben uns versprochen, dass Sie Ihr Engagement für uns Liberale aufrecht erhalten werden.

Das freut mich, das freut uns alle sehr.

Sie wissen, wie sehr wir Sie gerade hier in Ihrem Heimatlandesverband schätzen.

Wir brauchen Sie und wir sind immer dankbar für Ihre Ratschläge und für Ihr Engagement.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir liegen in den meisten Umfragen seit dem Bundesparteitag konstant so um die zehn Prozent.

Wir haben alle Chancen, bundesweit zweistellig zu werden.

Wir werden das auch schaffen, wenn wir nicht übermütig werden, sondern gemeinsam kämpfen und als geschlossene Mannschaft auftreten.

Keine Posten zur Unzeit verteilen, sondern kämpfen!

Wir sind für den Bundestagswahlkampf 2002 programmatisch und personell bestens aufgestellt.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir haben die wichtigsten Dinge geregelt – zugegeben nicht immer von heute auf morgen – aber im Gegensatz zu allen anderen Parteien, wissen die Wählerinnen und Wähler, woran sie bei uns inhaltlich und personell sind.

Damit sieht’s bei der Union noch immer ganz anders aus.

Da geht es seit einem Jahr um nichts anderes als um die K-Frage.

Darf sie nun, will er nicht, soll sie doch oder kann er nicht so recht wollen müssen dürfen?

Das ist die einzige Frage, mit der die größte Oppositionspartei im Bundestag seit einem Jahr öffentlich in Erscheinung tritt.

Die CDU/CSU hat keinen Fahrplan, sondern nur einen Bremsplan für ganz Deutschland.

Wer der katastrophalen Politik der rot-grünen Bundesregierung weder personelle noch inhaltliche Alternativen zu bieten hat, der braucht sich nicht zu wundern, dass der Bundeskanzler nichts tut, sondern mit ruhiger Hand bei sämtlichen wichtigen Themen weiterschläft!

Da ist es auch nicht verwunderlich, wenn ein Ronald Schill aus dem Stand 19 Prozent in Hamburg erreicht.

Und wenn man dann auch noch hört, dass sich der Vorsitzende der CDU in Sachsen-Anhalt die Schill-Partei als Partner wünscht, weil er nur mit ihr einen Machtwechsel in Magdeburg für möglich hält, dann kann ich nur sagen: 

Wer rechts außen noch weiter rechts überholen will, der kann nur verlieren.

„Gute Nacht CDU !“

Mehr aufgeben kann man sich selber gar nicht!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

hinter der „Neuen Mitte“ ist in den letzten 3 Jahren immer mehr die „alte Linke“ zum Vorschein gekommen.

Das Schröder-Blair-Papier ist lautlos im Papierkorb verschwunden, und in der rot-grünen Experimentierküche gibt’s schon lange kein Feuer mehr. 

Chefkoch „Ruhige Hand“ hat beschlossen, bis zur Bundestagswahl nichts mehr zu kochen!

Wenn es nicht so schlecht um die deutsche Wettbewerbsfähigkeit stünde, dann könnten wir ja alle froh sein, dass der Bundeskanzler angekündigt hat, nichts mehr zu tun.

Jedes Experiment, das SPD und Grüne bisher auf den Weg gebracht haben, ist zu einem Tiefschlag für die Wirtschaft und für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes geworden.

Ökosteuer, 630-Mark-Jobs, Scheinselbständigkeit, oder die Regelungen zum Betriebsverfassungsgesetz. 

Bei jedem dieser Experimente haben sich die sozialdemokratischen Klassenkämpfer durchgesetzt und die „Neue Mitte“ ist jämmerlich und kampflos auf der Strecke geblieben.

Nichts da mit neuer sozialer Gerechtigkeit. 

Die Gewerkschaften – ausschließlich besitzstandswahrende Vertreter der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – haben sich jedes Mal eindeutig zu Lasten der Arbeitslosen durchgesetzt.

Das ist nicht sozial gerecht!

So ist die Arbeitslosigkeit nicht abzubauen!

Wir brauchen endlich bundesweit eine Beschäftigungsinitiative zugunsten der über 50jährigen, so wie wir das in Baden-Württemberg machen.

Diese Gesellschaft ist schizophren:

Auf der einen Seite werden die Menschen zum Glück immer älter. Auf der anderen Seite sortieren wir bereits 50-jährige aus wichtigen Berufen aus und schmeißen riesiges Potenzial auf Halde.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir brauchen Ausbildungsinitiativen zugunsten der theorieschwachen Jugendlichen, damit wir deren Ausbildungschancen verbessern können.

Wir brauchen eine umfassende Teilzeitinitiative und die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Was wir nicht brauchen, das ist die Erhöhung der Tabak- und der Versicherungssteuer, weil Steuererhöhungen Gift für die jetzige wirtschaftliche Lage sind.

Was wir nicht brauchen, das ist die Verlängerung der Abschreibungsfristen. Was wir jetzt dringend brauchen sind Investitionsanreize und keine Investitionshemmnisse.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

über die PDS will ich hier nicht viele Worte verlieren.

Wir alle wissen, dass die PDS keine Probleme lösen kann und auch gar nicht lösen will, denn sie braucht Probleme, um selbst überhaupt erst eine Chance zu haben, überleben zu können.

Es wird Zeit, dass die FDP auch in den neuen Ländern wieder in Regierungsverantwortung kommt, damit der Osten aufholt!

Dann wird sich das Problem PDS auch erübrigen.

Conny Pieper in Sachsen-Anhalt wird es packen!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die GRÜNEN haben sich spätestens seit ihrem Rostocker Parteitag selbst erübrigt.

Die GRÜNEN sind wie Schnittlauch: außen grün – innen hohl!

Die GRÜNEN haben sich mit der SPD und den Wählerinnen und Wählern auf ein neues Ausstiegsszenario geeinigt.

Der vereinbarte Konsens sieht folgendes vor:

Die SPD garantiert den GRÜNEN eine Restlaufzeit von 9 Monaten. 

Im Gegenzug garantieren die Wählerinnen und Wähler, dass am 22. September 2002 die Minister  Fischer, Künast und Trittin sofort abgeschaltet werden.

Wir Liberalen werden mit einem offensiven Wahlkampf dafür sorgen, dass die GRÜNEN mit Fischer, Kuhn, Müller, Roth und Schlauch wieder dahin müssen, wo sie herkommen: 

in die außerparlamentarische Opposition.

Wer bei „uneingeschränkter Solidarität“ nur die uneingeschränkte Solidarität mit den eigenen Dienstwagen versteht, der hat im Deutschen Bundestag nichts mehr verloren!

Sorgen wir dafür, dass die GRÜNEN dem nächsten Deutschen Bundestag nicht mehr angehören!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

der Rostocker Parteitag der GRÜNEN hat eines deutlich gemacht:

Die GRÜNEN sind am Ende!

Die Partei, die sich jahrelang als selbst ernannte Nachfolgerin der FDP geriert hat, ist auf der ganzen Linie gescheitert.

Sie ist nicht gescheitert, weil sie ein Prinzip nach dem anderen über Bord geworfen hat. 

Nein: Wer keine Prinzipien hat, kann auch keine über Bord werfen.

(Rexrodt und Berlin ansprechen!)

Die GRÜNEN sind vor allem deshalb gescheitert, weil sie stets eine Zeitgeistpartei waren, der es an einer faszinierenden politischen Idee mangelt, die auch über tagespolitische Fragen hinaus trägt.

Wir Freien Demokraten haben eine solche Idee und haben deshalb auch immer wieder aus unseren nicht wenigen Krisen herausgefunden.

Wir setzen auf die Idee der Freiheit!

Ein Wort und eine Idee, die den GRÜNEN fremd und unheimlich vorkommen.

Wir setzen auf Freiheit und auf Verantwortung, die GRÜNEN setzen auf Bevormundung und auf Zwang.

Bisher hat sich die Freiheit immer durchgesetzt.

Das wird auch diesmal wieder der Fall sein.

Freiheit ist das Grundprinzip unserer politischen Programme.

Wir setzen auf die Vernunft, die Eigenverantwortung, die Leistungsbereitschaft und das Verantwortungsbewusstsein der Bürgerinnen und Bürger und nicht auf den Staat und nicht auf bürokratische Regelungen.

Wohin Staatswirtschaft, Bevormundung, Bürokratie und Überregulierung führen, das wird uns seit Oktober 1998 an dem rot-grünen Experiment vorgeführt.

Anstatt endlich einen Niedriglohnsektor zu schaffen, der für Geringqualifizierte oder für den ganzen Teilzeitbereich Arbeitsplätze schafft, hat Rot-Grün mit der Regelung der 630-Mark-Jobs eine unüberwindbare Mauer zementiert und vorhandene Arbeit in die Schwarzarbeit gedrückt.

Wir wollen einen Niedriglohnsektor mit 630-Euro Jobs und dem baden-württembergischen Einstiegsgeldmodell schaffen. 

Wir wollen mehr Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und nicht alles verrammeln, verregeln und verriestern.

Dazu gehören auch mehr Öffnungsklauseln in das Tarifvertragsrecht. 

Es darf doch nicht sein, dass Arbeitgeber- und Arbeitnehmerfunktionäre sich am grünen Tisch über die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in mittelständischen Betrieben hinweg setzen.

Wir Liberalen wollen, dass in bestimmten betrieblichen Situationen die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eigenverantwortlich mit ihrem Arbeitgeber über Haustarife entscheiden können, wenn dies der Sicherung und Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen dient. 

Der neue Haustarifvertrag für die Entwickler bei Bosch ist ein Baustein für eine sich stärker differenzierende Tariflandschaft. 

Bosch kann damit Jungakademikern bessere Angebote machen und seine hochqualifizierten Entwickler angesichts des Fachkräftemangels effektiver einsetzen. 

Auch die Gewerkschaften haben damit bewiesen, das sie in der Lage sein können, Tarifpolitik nicht nur von der Stange zu bieten.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die Politik der rot-grünen Bundesregierung ist verantwortlich dafür, dass  sich Deutschland auf schlechtem Weg in die Rezession befindet.

Wir sind nicht mehr die Lokomotive in Europa, sondern durch Rot-Grün der Schlafwagen.

Im Winter wird es über 4 Millionen Arbeitslose geben.

Das hat Rot-Grün zu verantworten!

Dabei geht es nicht um nackte Zahlen, sondern dabei geht es um über vier Millionen Einzelschicksale!!

Das heißt: Kein Job, kein Geld, kein Weihnachten!

Gerhard Schröder sagte in seiner ersten Regierungserklärung, dass er es nicht verdient habe, wieder gewählt zu werden, wenn die Arbeitslosigkeit nicht deutlich zurückgehe.

Wir sollten ihn beim Wort nehmen, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Wir wollen eine Steuerreform aus einem Guss. 

Wir wollen einen Drei-Stufen-Tarif mit Steuersätzen von 15, 25 und 35 Prozent und einen radikalen Abbau der Ausnahmeregelungen.

Steuervereinfachung und Steuersenkung sind angesagt und nicht Steuererhöhung.

So tun wir etwas für die Konjunktur und so tun wir auch etwas zu der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte.

Es muss endlich Schluss sein mit Steuererhöhungen und solchen aberwitzigen Programmen wie „Rasen für die Rente“, „Rauchen gegen den Terror“ und demnächst wohlmöglich auch noch „Trinken für die Truppe“.

Wir machen Schluss mit der leistungsfeindlichen Politik in Deutschland!

Wir wollen den Menschen von ihrem hart erarbeitenden Verdienst wieder mehr in ihrer Taschen lassen und ihnen damit deutlich machen, dass sich ihre Leistung auch lohnt - für sie selbst und für ihre Familien.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir Liberalen waren es, die als erste einen Gesetzentwurf zu dem Thema Zuwanderung in den Deutschen Bundestag eingebracht haben.

Wir haben schon seit langem erkannt, dass Deutschland in dem Wettbewerb um die besten Köpfe immer weiter zurückfällt, wenn wir nicht schnell ein modernes Zuwanderungsgesetz schaffen, das sich künftig stärker als bisher an den Interessen unseres Landes orientiert.

Wir wollen Zuwanderung steuern, regeln und begrenzen!

Wir wollen ein Recht auf Zuwanderung schaffen, aber wir wollen auch eine Pflicht zur Integration. 

Das eine geht nicht ohne das andere.

Und wir Freien Demokraten sagen ganz klar: 

Wer mit dem Terrorismus sympathisiert, hat in Deutschland keinen Platz. Die dürfen erst gar nicht zu uns rein kommen. Und wenn sie bereits da sind, müssen sie wieder raus.

Was die Union jedoch bei dem Thema Zuwanderung treibt, das ist nicht nur abenteuerlich, sondern das schadet massiv den Interessen unseres Landes.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der CDU: 

Gefühle ernst zunehmen, ist notwendig.

Gefühle auszunutzen, sie für die Macht zu instrumentalisieren, ist ein schwerer Missbrauch, der sich auf Dauer bitter rächt.

Verehrter Herr Ministerpräsident, lieber Herr Teufel, ich zitiere Ihren Kollegen, den CDU-Ministerpräsidenten des Saarlandes:

„Aus parteitaktischen Gründen, einen Konsens zu blockieren, ist staatspolitisch unverantwortlich und parteipolitisch dumm.“

Geben Sie Ihre Verweigerungshaltung auf und folgen Sie den Empfehlungen Ihrer eigenen Zukunftskommission, die sich für eine gesteuerte Zuwanderung ausgesprochen hat.

Wir Liberalen werden auf Bundesebene dafür sorgen, dass es – zum Wohle unseres Landes - in der Frage der Zuwanderung endlich Bewegung geben wird.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, 

auch in der Gesundheitspolitik hat Rot-Grün total versagt.

Die grüne Gesundheitsministerin Andrea Fischer war schon eine Zumutung für die Beitragszahlerinnen und Beitragszahler.

Aber die rote Gesundheitsministerin Ulla Schmidt ist in kurzer Zeit zu einer leibhaftigen Gefahr für das Gesundheitswesen und damit auch für den Wirtschaftsstandort Deutschland geworden.

Die Kassenbeiträge explodieren und Ulla Schmidt schaut tatenlos zu.

Die Gesundheitsministerin ist völlig dem Budgetierungswahn verfallen:

Sie hat sogar ihrem eigenen Denken und Handeln ein äußerst enges Budget auferlegt!

Wir brauchen endlich einen radikalen Wechsel in der Gesundheitspolitik.

Der geht aber nur, wenn die Gesundheitsministerin Schmidt zurücktritt, da sie und ihre grünen Helfershelfer das Chaos verantworten und den Karren an die Wand gefahren haben.

Wir Liberalen wollen eine Konzentration der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung auf das medizinisch Notwendige.

Wir wollen die Eigenverantwortung und die Eigenbeteiligung über Instrumente wie die Beitragsrückgewähr stärken und an den Selbstbehalten festhalten.

Mit der Budgetierung muss endlich und auf allen Ebenen Schluss sein. 

Sozialistische Planwirtschaft ist nicht die richtige Antwort auf den dynamisch wachsenden Gesundheitsmarkt und schon gar nicht die richtige Antwort auf den medizinischen Fortschritt, den wir weiterhin für alle offen halten wollen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Bildung ist und bleibt Bürgerrecht. 

Dieses urliberale Credo kann jeder auch in den Programmen von GRÜNEN und SPD lesen.

Aber damit hat es sich bei denen dann auch schon!

Von Edelgard Bulmahn sieht und hört man nichts.

Edelgard Bulmahn ist eine einzige Bildungslücke!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Bildung muss in diesem Land wieder zu einem Schwerpunktthema werden.

Die Ergebnisse des OECD-Bildungsberichtes PISA verlangen Konsequenzen. 

Wir alle wissen:

Lesen bildet. Aber eben nur den, der Lesen kann.

Wir müssen also bessere Konzepte in der frühen Schulausbildung entwickeln und dürfen die Eltern nicht aus der Pflicht lassen. 

(Verantwortung der Eltern)

Deutschland investiert im Vergleich zu anderen Industriestaaten deutlich weniger für die Schulausbildung – zu wenig! 

Wir brauchen bessere Kinderbetreuungskonzepte mit einem konsequenten Ausbau der Nachmittagsbetreuung.

Wir brauchen endlich mehr Ganztagesschulen, weil wir auf die veränderten Familien- und Gesellschaftsverhältnisse mit neuen bildungspolitischen Organisationsformen reagieren müssen.

Wir müssen auch Kindern aus zerrütteten Familienverhältnissen, die Chance auf eine gründliche Schulausbildung geben.

Kinder mit ausländischer Herkunft benötigen eine bessere Sprachausbildung. Wir sollten alle Kinder im Alter von vier oder fünf Jahren auf ihre Sprachfähigkeit testen und diejenigen, die nicht ausreichend Deutsch sprechen, bekommen eine Sprachschulung in der Vorschule.


Wir brauchen bei der Bildung mehr Wettbewerb zwischen den Ländern. 

Es kann nicht sein, dass das langsamste Bundesland das Reformtempo in Deutschland bestimmt. Wir müssen bei Reformbeschlüssen in der Kultusministerkonferenz weg vom Prinzip der Einstimmigkeit.

Wir müssen auch wieder mehr auf den Leistungsgedanken im Schulalltag setzen: 

Wenn Leistung gefordert wird, dann wird sie auch erbracht - auch eine Schlussfolgerung der OECD-Studie.

Auch auf die Lehrer kommt es an!

Wir Liberalen werden an Dreikönig Konzepte vorlegen, wie man für den Lehrerberuf Persönlichkeiten gewinnt - und wie man es vermeidet, sie im Laufe eines Lehrerlebens zu zermürben.

Wir Liberalen setzen auf den Rohstoff Bildung, Rote und Grüne setzen auf den Rohstoff Kohle.

Deswegen ist es auch nicht verwunderlich, dass die rot-grüne Bildungspolitik direkt in eine tiefe dunkle Grube führt. 

Wir wollen endlich mehr Wettbewerb zwischen den Hochschulen.

Studierende sollen sich ihre Hochschulen, und Hochschulen sollen sich ihre Studierende selbst  aussuchen.

Deshalb muss auch endlich die ZVS weg. 

Wir Liberalen haben uns dabei in Baden-Württemberg durchgesetzt und werden uns auch im Bund bei dieser Frage durchsetzen.

Wir wollen Hochschulen, die die Qualität von Forschung und Lehre eigenverantwortlich regeln.

Wir wollen eigenständige Schulen, die auf Qualität, auf eine der einzelnen Begabung entsprechenden Förderung und auf Wettbewerb setzen und nicht auf Gleichmacherei.

Wir setzen bei der Ausbildung auf Grundberufe und darauf aufbauende Ausbildungsmodule, weil wir auch hier auf das Prinzip „Chancengleichheit am Start statt Ergebnisgleichheit“ setzen.

Damit geben wir auch theorieschwächeren Auszubildenden eine Chance auf einen Berufsabschluss.

Wir wollen mehr Freiheit und mehr Wettbewerb auf allen Gebieten der Bildung, weil dies für mehr Vielfalt sorgt.

Wir wollen mehr Kohle für die Bildung statt Milliarden an Subventionen in die deutsche Steinkohle !

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

mehr Wettbewerb ist auch dringend gefragt bei dem Thema „Mobilität“.

Wir brauchen mehr Wettbewerb auf der Schiene.

Deshalb wollen wir Liberalen das Schienennetz aus der Holding der Bahn AG herauslösen, damit auch anderen Anbietern der Zugang zum Netz ermöglicht werden kann.

Es kann doch wohl nicht wahr sein, dass der Bundesverkehrsminister jedes Mal, wenn der Chef des größten Monopolisten in Deutschland, Herr Mehdorn, aufjault, zusammenzuckt und gleich alle Ankündigungen wieder rückgängig macht.

Die Kunden der Deutschen Bahn wollen den Wettbewerb, weil sie täglich sehen und erleben, wohin fehlender Wettbewerb führt.

Wir Liberale wollen, dass staatliche Beteiligungen an Verkehrsunternehmen auf allen Ebenen aufgegeben werden. 

Zu der Sicherung der Daseinsvorsorge reicht es vollkommen aus, wenn Bund, Länder und Gemeinden als Bedarfsträger auftreten und Verkehrsleistungen im Wettbewerb an Private vergeben.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die riesigen Investitionen, die im Straßenbau anstehen, kann und wird der Staat nicht bewältigen können.

Es hilft unseren Bürgerinnen und Bürgern und der Wirtschaft nichts, wenn man stur auf dem Standpunkt bleibt, dass nur ein steuerfinanziertes Straßenbauwesen akzeptabel sei.

Wir müssen, wollen wir nicht mehr Zeit im Stau - als zu Hause oder auf der Arbeit – verbringen, dringend Private verstärkt in den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Verkehrsinfrastruktur einbeziehen.

Dazu brauchen wir ein benutzer- und verursachergerechtes Gebührensystem.

Wir Freien Demokraten wollen die Kraftfahrzeugsteuer schrittweise abschaffen und sie aufkommensneutral  auf die Mineralölsteuer umlegen.

Wir wollen den Verkehr nicht wie Rote und Grüne verteuern oder künstlich stauen. 

Nein.

Wir wollen, dass der Verkehr vernünftig fließt und intelligent gesteuert wird.

Die Verkehrsströme sind nun einmal die Lebensadern unserer Wirtschaft.

Wer die verstopfen und verkommen lässt, der sorgt für einen ungeheuren wirtschaftlichen Schaden.

Die nächste Stufe der unsinnigen Ökosteuer belastet die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die Unternehmen mit 6,3 Mrd. DM. 

Sie bringt der Mobilität in Deutschland nichts und sie hilft auch nicht, den Rentenbeitragssatz zu senken.

Die Ökosteuer muss endlich weg!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Arbeit, Bildung und Mobilität, das sind die drei Kernthemen, mit denen wir im Wahljahr für uns werben werden. 

Rote, Grüne und Schwarze haben auf diesen Gebieten entweder wenig zu bieten oder das, was sie zu bieten haben, haben sie auch noch von uns –eher schlecht als recht – abgeschrieben.

Wir wollen und wir werden als eigenständige Kraft in diese Wahlauseinandersetzung gehen.

Wir sind nicht das billige blau-gelbe Ersatzrad für einen GRÜNEN Platten.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir werden keine Koalitionsaussage machen.

Wer das sagt, der muss sich aber dann auch danach verhalten und den gleichen Abstand zu der CDU wie zu der SPD wahren!

Wer wirklich keine Koalitionsaussage macht, der darf dann auch nicht ständig auf dem Schoß des Kanzlers sitzen!

Für uns Liberale zählen Inhalte und nicht irgendwelche Farbenspiele!

Wir kämpfen gemeinsam bis zum 22. September 2002 um jede einzelne Stimme, weil wir wissen:

Wir haben die besten Kandidatinnen und Kandidaten!

Die Wahl ist noch lange nicht gelaufen!

Lassen Sie uns gemeinsam in Baden-Württemberg für das bundesweit beste FDP-Ergebnis kämpfen.

Gemeinsam packen wir das!
